
 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 

aufgenommen am Donnerstag, 25.9.2025, über die Sitzung (5/2025) 

des Gemeinderates Tiefgraben. 

 

Tagungsort:   Galerie Schloss Mondsee, Schlosshof 5, 5310 Mondsee 
 

Dittlbacher Johann ÖVP – anwesend 

Pfeffer DI Hans-Peter ÖVP – anwesend 

Steinbichler Alexander ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Lackner Karl ÖVP – anwesend 

Pöllmann Daniel ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Winkler Christian ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Ehrschwendtner Hubert ÖVP – anwesend 

Sperr DI Gerhard ÖVP – anwesend 

Schwaighofer Judith ÖVP – anwesend 

Taubenberger-Schiwietz Wilma ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Parhammer Johann ÖVP – anwesend 

Wieneroither August ÖVP – anwesend 

Landauer   Manuel ÖVP – anwesend 

Haider  Marianne FPÖ – anwesend 

Stabauer Wolfgang FPÖ – anwesend 

Haider Mag. Harald FPÖ – anwesend 

Maier Johann SPÖ + UM – anwesend 

Putz Andreas SPÖ + UM – entschuldigt fern geblieben 

Machatschek Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Vockner Karin SPÖ + UM – anwesend 

Buchsteiner Ing.  Margarete Die Grünen – anwesend 

Maletzky  Eva Die Grünen – anwesend 

Mayr-Daringer Mag. Susanne Die Grünen – anwesend 

Löberbauer-Purer Mag. Dr. Elisabeth Die Grünen – anwesend 

   

Als Ersatzmitglieder sind anwesend: DI Johannes Pfeffer, Sabine Grabner, Thomas Schweighofer, 

DI Sebastian Maletzky (alle ÖVP), Robert Plomberger (SPÖ + UM)  

 

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 24 
 

Zuhörer: 5 
 

Beginn:   19.00 Uhr 
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Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

a) diese Sitzung innerhalb der gesetzlichen Frist ordnungsgemäß einberufen wurde, 

b) die Verständigung zu dieser Sitzung erfolgte, 

c) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel ordnungsgemäß kundgemacht wurde, 

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist,  

e) die Verhandlungsschrift der GR-Sitzung vom 3.7.2025 (Nr. 4/2025) während der Sitzung zur 

Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss eingebracht werden können, 

f) zum Schriftführer VB Hubert Daxner bestellt wird, 

g) die Verhandlungsschrift der Sitzung vom 3.7.2025 von folgenden Parteienvertretern unterfertigt 

wird:  

ÖVP:           Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer 

SPÖ + UM:        Johann Maier 

Die GRÜNEN:  Ing. Margarete Buchsteiner 

FPÖ:            Marianne Haider 

 

Anzugeloben ist: Thomas Schweighofer 

Bgm. Johann Dittlbacher verliest die Gelöbnisformel; Ersatz-GR Thomas Schweighofer legt das 

Gelöbnis mit den Worten „Ich gelobe“ in die Hand des Bürgermeisters ab. 

 

 

D R I N G L I C H K E I T S A N T R A G 

an den Gemeinderat der Gemeinde Tiefgraben 

 

Bürgermeister Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge im Sinne des § 46 Abs. 3 

Oö. Gemeindeordnung in der GR-Sitzung am 25.09.2025 nachstehenden Tagesordnungspunkt 

aufnehmen: 
 

Klage gegen DI Arch. Johannes Pfeffer, Gaisbergstraße 7, 5310 Mondsee, wegen Zahlung und 

Feststellung mit einem Gesamtstreitwert von  € 142.212,16 – Modifizierung des 

Feststellungsbegehrens 

 

Begründung der Dringlichkeit: Der Klagevertreter der Gemeinde hat das Feststellungsbegehren 

modifiziert. Die dafür relevante Unterlage hat die Gemeinde erhalten, nachdem die Tagesordnung 

bereits versendet war. Aus prozessrechtlichen Gründen ist das modifizierte Feststellungsbegehren vom 

Gemeinderat vor der nächsten Tagsatzung zu beschließen.                              Tiefgraben, am 25.09.2025 

 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer, Ersatz-GR DI Johannes Pfeffer und GR Andreas Machatschek erklären 

ihre Befangenheit. 

Der Vorsitzende stellt den Antrag auf Aufnahme in die Tagesordnung und Behandlung unter dem 

Tagesordnungspunkt 9./Allfälliges. 

Beschluss: einstimmig (bei Befangenheit Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer, Ersatz-GR DI Johannes 

Pfeffer, GR Andreas Machatschek). 
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TAGESORDNUNG 

 

1) Gemeindefinanzzuweisung 2025 – Zuführung in den Haushalt; Beschlussfassung 

Am 12.06.2025 hat der Oö. Landtag das Oö. Gemeindefinanzzuweisungsgesetz 2025 beschlossen, mit 

welchem an Städte und Gemeinden einmalig Landesmittel iHv € 50 Mio. im Wege einer Direktzahlung 

ausbezahlt werden. 

Die Höhe der gewährten Mittel beträgt für die Gemeinde Tiefgraben € 126.300. Die Überweisung ist 

noch im Juli 2025 erfolgt. Ziel dieser Finanzzuweisung ist die Stabilisierung der Haushalte bzw. soll 

diese zur Unterstützung des Haushaltsausgleichs verwendet werden. Die Verwendung der Mittel zur 

Bedeckung von Abgängen der laufenden Geschäftstätigkeit obliegt der Entscheidung des 

jeweiligen Gemeinderates und sind diese nach Beschlussfassung der operativen Gebarung zuzuführen.  

GR Karin Vockner fragt, ob es möglich sei, diese Mittel an ein bestimmtes Vorhaben zu knüpfen. 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl erwidert, angesichts der finanziellen Situation der Gemeinde sei es 

vernünftiger und zweckmäßiger das Geld dem Ordentlichen Haushalt zuzuführen und nicht für 

investive Vorhaben zu verwenden. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Verwendung der 

Landesmittel in obigem Sinne beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

2) JUZ Mondseeland - Ansuchen um finanzielle Unterstützung; Beschlussfassung 

Hintergrund dieses Antrages auf Unterstützung ist das Auslaufen der bisherigen Kooperation mit der 

Sozialen Initiative GmbH im Rahmen der GWA Mondseeland im September 2025. Um das Angebot an 

einer Jugendarbeit in der Region aufrecht zu erhalten, stellt sich der Verein JUZ Mondseeland neu auf. 

Er bietet eine sinnvolle Fortführung der bisherigen Arbeit bei gleichzeitiger Reduktion der Kosten um 

über 60 % an und ersucht die Gemeinde Tiefgraben um eine jährliche Unterstützung von € 13.422 für 

die kommenden drei Jahre.  

GR Mag. Harald Haider sagt, der Verein JUZ Mondseeland existiere bereits seit vielen Jahren; er würde 

gerne wissen, wie viel Geld der Verein in den vergangenen Jahren bekommen habe. Nichts, antwortet 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl, der Verein habe in den vergangenen Jahren keine Aktivitäten 

entwickelt. GR Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer berichtet, dass das Projekt im Sozialausschuss 

vorgestellt worden sei; im Endeffekt handle es sich um eine bessere und kostengünstigere Fortführung 

der Sozialen Initiative. 

Wenn die Gemeinde in den Härteausgleich rutsche, fließe die Unterstützung dann trotzdem weiterhin, 

fragt GR Andreas Machatschek. Die Zusagen würden auch für den Fall des Härteausgleichs gelten, 

betont Amtsleiter Mag. Günter Schardl. Der Beschluss werde im Übrigen so formuliert, dass der 

Gemeinde Tiefgraben keine höheren Kosten entstehen als die eingangs angeführten 13.422 / Jahr. 

Zwei Gemeinden, Zell am Moos und Oberwang, hätten bereits angekündigt, das Projekt nicht mehr zu 

unterstützen, teilt Bgm. Johan Dittlbacher auf Nachfrage von GR Eva Maletzky mit. Der Verein werde 

jedenfalls in Summe € 60.000 benötigen, um arbeiten zu können, sagt GR Judith Schwaighofer. Deshalb 

werde seitens des JUZ versucht, zusätzlich Sponsorgelder aufzutreiben. 
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GR Mag. Harald Haider sieht angesichts der finanziellen Situation der Gemeinde keine Notwendigkeit, 

den Verein zu unterstützen. „Wir haben eine Million Euro aufgenommen, um den laufenden Betrieb  

zu sichern“, erinnert GR Mag. Haider. Seiner Meinung nach seien Jugendliche mit Problemen bei Profis 

besser aufgehoben, allenfalls könne man in diesen Fällen finanziell zur Seite springen, so Haider. GR 

Wolfgang Stabauer hat zwar grundsätzlich ein gutes Gefühl mit den Akteuren beim JUZ neu, aber auch 

er sieht das Vorhaben aufgrund der finanziellen Problematik in der Gemeinde auf wackeligen Beinen. 

GV Margarethe Buchsteiner hingegen sieht jeden Cent als gute Investition, ebenso GR August 

Wieneroither. GR Andreas Machatschek findet die Aussagen von GR Mag. Harald Haider überhaupt 

beschämend. GR Judith Schwaighofer verweist darauf, dass nicht die psychologische Betreuung von 

Jugendlichen Schwerpunkt der Arbeit sei, sondern Beratung, Begleitung bei der Berufslaufbahn und 

Vernetzungsarbeit mit anderen Vereinen. 

GR Judith Schwaighofer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge für die kommenden drei Jahre, 

beginnend mit 2026, eine finanzielle Unterstützung von € 13.422,- pro Jahr beschließen. 

Beschluss: 21 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer, GV Lackner, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Schwaighofer, GR DI Sperr, GR Wieneroither, GR Landauer, Ersatz-

GR DI Johannes Pfeffer, Ersatz-GR Grabner, Ersatz-GR Schweighofer, Ersatz-GR DI Sebastian Maletzky, 

GV Maier, GR Machatschek, GR Vockner, Ersatz-GR Plomberger, GV Ing. Buchsteiner, GR Eva Maletzky, 

GR Mag. Mayr-Daringer, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer); 3 Gegenstimmen (GV Marianne Haider, GR 

Stabauer, GR Mag. Harald Haider). 

 

3) Tarifordnung, Nutzung gemeindeeigener Räumlichkeiten; Beschlussfassung 

2020 hat der Gemeinderat eine Tarifordnung für die Benützung gemeindeeigener Räumlichkeiten 

(Turnsaal VS TiLo, Bewegungsräume Kindergarten) erlassen; seither sind die Tarife unverändert. 

Der Bildungsausschuss schlägt vor, die Tarife für die Bewegungsräume in Kindergarten/Krabbelstube, 

gültig ab 1.1.2026, in folgender Weise abzuändern: Für gewerbliche Anbieter, die für den Kurs/die 

Veranstaltung eine Teilnahmegebühr verlangen, soll der Tarif auf € 25 je angefangener Stunde 

angehoben werden; für Anbieter, die keine Teilnahmegebühr verlangen (Vereine, gemeinnützige 

Organisationen), soll der Stundentarif unverändert bei € 10 liegen. Eine gleichlautende Änderung der 

Tarifordnung ist auch in der Gemeinde St. Lorenz vorgesehen. 

GV Karl Lackner ist überzeugt, dass es sich um eine verträgliche Anpassung handelt; die 

Nachbargemeinde St. Lorenz habe eine gleichlautende Tarifanpassung beschlossen. GR August 

Wieneroither kann sich auch einen höheren Tarif vorstellen, man müsse berücksichtigen, dass neben 

Betriebskosten auch Reinigungskosten anfallen. Auch eine Indexanpassung sei zu überlegen. 

GV Karl Lackner stellt den Antrag, die Tarifordnung wie beschrieben zu beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

4) LMS, Abgangsdeckung 2024/25; Beschlussfassung 

Die Marktgemeinde Mondsee hat der Gemeinde Tiefgraben die Abrechnung der Landesmusikschule 

Mondsee für das Jahr 2024 übermittelt. 161 (2023: 155) Schülerinnen und Schüler aus Tiefgraben 

wurden im Jahr 2024 in der LMS Mondsee unterrichtet, der Abgang je Schüler beträgt € 152,52 (2023:  
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€ 146,29). Der Kostenbeitrag für den Abgang 2024 beträgt, sofern der volle Betrag geleistet wird, sohin 

für die Gemeinde Tiefgraben € 24.555,72 (2023: € 22.674,95). Laut Durchführungserlass des Amtes der 

OÖ. Landesregierung hat die Gemeinde einen Abgang von maximal € 70 je Schüler zu übernehmen. 

Bgm. Johann Dittlbacher erinnert daran, dass Tiefgraben den Abgang immer in voller Höhe 

übernommen habe. GR Andreas Machatschek fragt, ob dieser Betrag im Budget vorgesehen sei; 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl bejaht diese Frage, es sei in etwa der Betrag aus dem Vorjahr 

veranschlagt worden. 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge einen Kostenbeitrag für 

den Abgang 2024 der Landesmusikschule Mondsee in der Höhe von € 152,52 je Schüler/in (gesamt € 

24.555,75) beschließen.  

Beschluss: einstimmig 

 

5) RHV (BA 93, Sanierung Kläranlage), Bürgschaftsvertrag; vorbehaltliche Genehmigung 

Der RHV Mondsee-Irrsee beabsichtigt zur Finanzierung der Sanierung der Verbandsanlage ein weiteres 

Darlehen in Höhe von € 2.000.000 bei der Raiffeisenbank Mondseeland aufzunehmen. Für dieses 

Darlehen soll die Gemeinde Tiefgraben bis zu einem Betrag von € 416.000 mittels Bürgschaftsvertrag 

die Haftung als Ausfallsbürge zur ungeteilten Hand, befristet bis 30.06.2050, übernehmen. Die 

Rechtsfolge dieser Bürgschaftsübernahme ist jene, dass die Gemeinde erst in Anspruch genommen 

werden kann, wenn die Kreditnehmerin zu zahlen unvermögend ist. Die Gemeinde kann aber sofort 

in Anspruch genommen werden, sollte gegen die Kreditnehmerin ein Insolvenzverfahren eröffnet 

werden. Bgm. Dittlbacher bringt dazu den Bürgschaftsvertrag vollinhaltlich dem Gemeinderat zur 

Kenntnis. 

Entsprechend den Bestimmungen der OÖ. Gemeindeordnung bedürfen Bürgschaftsübernahmen der 

aufsichtsbehördlichen Genehmigung, sollte durch die Bürgschaftsübernahme der Gesamtstand an 

Haftungsverpflichtungen der Gemeinde ein Viertel der Einnahmen des Ordentlichen Haushalts des 

laufenden Haushaltsjahres überschreiten. Nachdem dies bei dem vorliegenden Bürgschaftsvertrag der 

Fall ist, kann der Gemeinderat die Übernahme der Bürgschaft lediglich vorbehaltlich der Genehmigung  

durch die Aufsichtsbehörde beschließen; d. h., diese wird gegenüber Dritten erst im Falle der 

Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde rechtswirksam. 

GR Andreas Machatschek fragt, in welcher Phase sich die Sanierung der Verbandsanlage befinde; Bgm. 

Johann Dittlbacher sagt, derzeit sei die zweite Etappe im Gange. Amtsleiter Mag. Günter Schardl 

ergänzt, es würden noch weitere Bauabschnitte folgen und auch weitere Darlehensaufnahmen 

notwendig werden. GR August Wieneroither möchte wissen, ob für das Darlehen Fixzinsen oder 

variable Zinsen vereinbart wurden. Amtsleiter Mag. Günter Schardl informiert, in den ersten 15 Jahren 

der Laufzeit gebe es einen Fixzinssatz in Höhe von 2,875 %, ab dem 16. Jahr gelte eine variable 

Verzinsung (0,45 % + Euribor). Bgm. Johann Dittlbacher informiert, dass insgesamt fünf Geldinstitute 

zur Angebotslegung eingeladen wurden, eine örtliche Bank habe schließlich das Rennen gemacht. 

GR Hubert Ehrschwendtner bedauert, dass bei der Sanierung der Verbandsanlage viele Aufträge an 

Firmen aus größerer Entfernung vergeben würden, obwohl auch heimische Unternehmen dazu in der 

Lage wären. Bgm. Johann Dittlbacher sagt dazu, dass in der Verbandsversammlung über diesen Punkt 

diskutiert wurde, letztlich seien die Preisunterschiede aber viel zu deutlich gewesen. 
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GR Eva Maletzky erkundigt sich, ob schon absehbar sei, dass mit den für die Sanierung der Anlage 

veranschlagten 10 Millionen Euro das Auslangen gefunden werden könne. Bgm. Johann Dittlbacher 

sagt, eine Punktlandung werde es wohl nicht werden, zumal während der Bauphase immer wieder  

unvorhersehbare Aspekte auftauchen würden. Als Beispiel nennt Dittlbacher die neue 

Trocknungsanlage, die zwar in der Anschaffung teurer, im laufenden Betrieb aber deutlich günstiger 

sei und die ursprünglichen Mehrkosten wieder hereinspiele. Notwendig wurde diese 

Trocknungsanlage, weil die EU vor zwei Jahren eine neue Richtlinie betreffend Verwertung des 

Klärschlamms auf den Weg gebracht habe. 

GR Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer fragt, ob es eine begleitende Kostenkontrolle gebe, damit das 

Projekt finanztechnisch nicht aus dem Ruder laufe. Verantwortlich für die Einhaltung des Rahmens 

seien Geschäftsführer, Projektant und Verbandsversammlung, diese würden ihrer Aufgabe auch 

nachkommen, versichert der Vorsitzende. Es seien Fachleute am Werk, bei einem Vorhaben dieser 

Dimension bleibe aber immer ein gewisses Restrisiko. Ersatz-Gemeinderat Robert Plomberger möchte 

wissen, ob mit der Sanierung der Anlage auch eine Kapazitätserweiterung einhergehe; dies sei der Fall, 

die Einwohnergleichwerte würden sich von 25.000 auf 35.000 erhöhen, stellt Bgm. Dittlbacher fest. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, den vorliegenden Bürgschaftsvertrag samt 

Haftungsübernahme vorbehaltlich der aufsichtsbehördlichen Genehmigung zu beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

6) Kleinwasserkraftanlage Kasten, Ablauf der Bewilligungsdauer – Verbesserungsauftrag 

der Wasserrechtsbehörde 

Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 03.07.2025 beschlossen, die Entscheidung über die weitere 

Vorgehensweise (Rückbau vs. Revitalisierung) auf die erste Sitzung des Gemeinderates im Jahr 2026 zu 

vertagen. Das Schreiben der Wasserrechtsbehörde vom 02.09.2025, mit einer Fristsetzung zur 

Entscheidung bzw. Einreichung eines bewilligungsfähigen Projektes bis spätestens 31.10.2025, 

konterkariert diesen Beschluss. In der jüngsten Sitzung des Umweltausschusses wurde im Beisein des 

Bürgermeisters Vizebürgermeister DI Hans-Peter Pfeffer damit beauftragt, Kontakt mit der 

Wasserrechtsbehörde aufzunehmen, um eine allfällige Fristverlängerung zu erreichen. Jedenfalls hat 

sich der Gemeinderat mit dem Verbesserungsauftrag zu befassen und eine Entscheidung über die 

weitere Vorgehensweise herbeizuführen. 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer berichtet, er habe mit dem zuständigen Sachbearbeiter bei der 

Wasserrechtsbehörde der BH Vöcklabruck Kontakt aufgenommen. Ihm, Pfeffer, sei bewusst, dass die 

Behörde den vorgegebenen Rechtslauf einzuhalten habe, nichtsdestotrotz könne die Politik 

versuchen, weiterhin Optionen für eine Revitalisierung zu prüfen. Er sei optimistisch, eine Lösung zu 

finden, es gebe auch schon Kontakt zu zwei Schulen, mit denen an einem neuen Projekt gearbeitet 

werden könne, so Pfeffer. Auch von privater Seite und Firmen sei Unterstützung in Aussicht gestellt 

worden. 

Für GR Andreas Machatschek steht fest, dass ein Ersuchen um Fristverlängerung keinen 

Verbesserungsauftrag, wie von der Wasserrechtsbehörde gefordert, darstelle. Es gehe auch darum, 

keinen unnötigen Verfahrensaufwand zu erzeugen. Nachdem bis 31.10. kein neues Projekt eingereicht 

werden könne, werde die BH nach dem Gesetz verfahren. Auch für GR Mag. Susanne Mayr-Daringer  



 

 

erschließt sich nicht, warum heute darüber abgestimmt werden solle, den zeitlichen Rahmen bis 

Frühjahr 2026 zu erstrecken. Bis 31.10. könne man kein neues Projekt einreichen, nach Ablauf der 

Frist werde die BH einen entsprechenden Bescheid verfassen. Im Übrigen sei eine Revitalisierung völlig  

unwirtschaftlich. Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer entgegnet, man könne parallel sehr wohl weiter 

Überlegungen anstellen. Bislang sei man von einem Neubau ausgegangen, möglicherweise lasse sich 

das Kraftwerk auch kostengünstiger instand setzen. Auch GR Hubert Ehrschwendtner meint, man 

solle nichts unversucht lassen, um das Kraftwerk zu erhalten. Die Geschichte reiche bis ins 16. 

Jahrhundert zurück, es bestehe auch ein öffentliches Interesse. Es sollte nicht so weit kommen wie 

bei der Ischler Bahn, deren Betrieb man eingestellt habe, um später zu erkennen, dass das eine 

Fehlentscheidung gewesen sei. 

GR Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer findet das private Engagement lobenswert, am Ende müsse 

aber eine deutliche Kostenreduktion herauskommen. GR Mag. Susanne Mayr-Daringer verweist 

darauf, dass, sofern ein einreichfähiges Projekt zustande komme, man ohnehin um Verleihung des 

Wasserrechts ansuchen könne. Mit der von Vizebgm. Pfeffer vorgeschlagenen Vorgehensweise mache 

man es der Gemeinde und der Wasserrechtsbehörde unnötig schwer. GR Karin Vockner spricht sich 

dafür aus, den Antrag zurückzuziehen, dann müsse auch die Wasserrechtsbehörde keinen 

„Zurückweisungsbescheid“ ausstellen. Und, wie schon mehrmals erwähnt, müsse sich die Gemeinde 

der Kostenfrage stellen. Auf der einen Seite werde über 13.000 € für die Jugend diskutiert, auf der 

anderen seien sechsstellige Summen für die Instandsetzung eines unwirtschaftlichen Kraftwerks kein 

Thema. 

Auch für GV Johann Maier steht eine Revitalisierung des Kraftwerks in keinem Verhältnis zu den zu 

erwartenden Kosten, die Amortisationszeit liege derzeit bei 100 Jahren. Idealismus alleine könne 

mangelnde Wirtschaftlichkeit nicht ausgleichen. Zum jetzigen Zeitpunkt gebe es keine vertretbare 

Grundlage für ein Ja zur Revitalisierung.  

GV Johann Maier stellt den Gegenantrag, der Gemeinderat möge den Antrag auf Neuerteilung der 

wasserrechtlichen Bewilligung für das Kleinwasserkraftwerk Kasten vom 4. Februar 2014 

zurückziehen. 

Beschluss: 4 Jastimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Vockner, Ersatz-GR Plomberger); 16 

Gegenstimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer, GV Lackner, GR Ehrschwendtner, 

GR Parhammer, GR Schwaighofer, GR DI Sperr, GR Wieneroither, GR Landauer, Ersatz-GR DI Johannes 

Pfeffer, Ersatz-GR Grabner, Ersatz-GR Schweighofer, Ersatz-GR DI Sebastian Maletzky, GV Marianne 

Haider, GR Stabauer, GR Mag. Harald Haider); 4 Enthaltungen (GV Ing. Buchsteiner, GR Eva Maletzky, 

GR Mag. Mayr-Daringer, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer). 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, der 

Wasserrechtsbehörde mitzuteilen, dass weitere Optionen für die Revitalisierung des KWKW geprüft 

würden, ein genehmigungsfähiges Projekt bis zum Ende der gesetzten Frist mit 31.10.2025 nicht 

vorgelegt werden könne, man sich aber bemühe, dieses bis spätestens Ende März 2026 einreichen zu 

können. 

Beschluss: 18 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer, GV Lackner, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Schwaighofer, GR DI Sperr, GR Wieneroither, GR Landauer, Ersatz-

GR DI Johannes Pfeffer, Ersatz-GR Grabner, Ersatz-GR Schweighofer, Ersatz-GR DI Maletzky, GV  
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Marianne Haider, GR Stabauer, GR Mag. Harald Haider, GV Ing. Buchsteiner, GR Mag. Dr. Löberbauer-

Purer); 4 Gegenstimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Vockner, Ersatz-GR Plomberger); 2 

Enthaltungen (GR Eva Maletzky, GR Mag. Mayr-Daringer). 

 

7) Bericht des Bürgermeisters 

RHV: Die Sanierung der Verbandsanlage in Schwarzindien schreitet voran. GR Eva Maletzky fragt, ob 

für die Bevölkerung ein Tag der offenen Tür geplant sei, schließlich werde sehr viel Geld in die 

Erneuerung investiert. Bgm. Dittlbacher sagt, er gehe davon aus, dass die Bevölkerung die Möglichkeit 

erhalten werde, die neue Anlage zu besichtigen. GV Karl Lackner gibt zu bedenken, dass hoffentlich 

auch Nachbargemeinden wie Thalgau ihre „Hausaufgaben“ machen und ihre Anlagen auf Stand 

bringen bzw. halten.  

BAV: Ab 2026 wird der Entleerungsintervall bei den Papiertonnen von sechs auf acht Wochen erhöht. 

Dadurch soll der Befüllungsgrad der Tonnen erhöht werden. 

Expo 2027: Es gibt Überlegungen, für die EXPO 2027 (= Landesausstellung) Räumlichkeiten in der 

Kirche zu sanieren und einen Lift einzubauen. Geschätzte Kosten: 3 Millionen Euro. Die 

Mondseelandgemeinden sollen das Vorhaben mit € 200.000 fördern, die Hälfte dieses Betrages würde 

auf Tiefgraben entfallen. GV Karl Lackner sagt, das sei eine Jahrhundertchance, die man ergreifen 

müsse. Die Pfarre werde sich an den Umbaukosten nicht beteiligen, so der Bürgermeister. Ersatz-GR DI 

Johannes Pfeffer ergänzt, dass die EXPO 2027 an insgesamt vier Standorten stattfindet; so viel Geld 

wie früher für Landesausstellungen sei nicht mehr zu erwarten. 

Kirchendach: Die Neueindeckung der Basilika ist in der Endphase, das Vorhaben ist ausfinanziert. 

Eishalle: Der Anteil der Gemeinde an den Betriebskosten für die kommende Eissaison beträgt rund € 

18.000. In der Halle stehen einige Investitionen an (Kühlanlage), daran werde sich die Gemeinde 

Tiefgraben nicht beteiligen. 

Retention: Das Becken am Gaisberg ist in Betrieb. Lt. Bürgermeister ist es möglich, die Fläche von den 

Eigentümern zu pachten, ein Kauf des Grundstücks stehe derzeit nicht zur Debatte. 

Der Schulweg Gaisberg zur VS TiLo ist wieder offen. Einige Nachbesserungsarbeiten sind allerdings 

noch durchzuführen. 

 

8) Berichte der Ausschüsse 

Prüfungsausschuss – Obmann GR Mag. Harald Haider berichtet, dass in der jüngsten 

Ausschusssitzung Zuschüsse an Vereine thematisiert wurden. So habe man unter anderem 

gegenübergestellt, wie viel Geld in den Jahren 2022 – 2024 an die Feuerwehren bzw. an den 

Heimatbund geflossen sein. 

Der Ausschuss regt an, dass die Kosten für die Essensausgabe in der VS Tilo separat und nicht mehr 

mit der Reinigung verrechnet werden. Die Kosten für den Austausch des Sandes beim 

Beachvolleyballplatz am Badeplatz Tiefgraben (€ 6.000) erscheinen den Ausschussmitgliedern als zu 

hoch; Amtsleiter Mag. Günter Schardl sagt: Ganz im Gegenteil, man habe den Sand – insgesamt 140 

Tonnen - von der Stadt Wels günstig erwerben können und seien in den € 6.000,- auch die 

Transportkosten enthalten. 
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Die diskutierte Implementierung einer Kostenstellenrechnung werde nicht weiterverfolgt, so 

Obmann Mag. Haider. Eine bessere Übersichtlichkeit für die Ausschussmitglieder bei der 

Kostenüberwachung sei trotzdem wünschenswert. 

 

Bau-, Planungs-, Wirtschafts- und Tourismusausschuss – Obmann GR Hubert Ehrschwendtner 

teilt mit, dass es zur Gesamtüberarbeitung des Flächenwidmungsplanes und des ÖEK einige 

Versagungsgründe der Landesregierung gebe. Man hoffe, diese im Gespräch mit den zuständigen 

Stellen am 14.10. aus der Welt schaffen zu können, eine Woche später findet dann eine 

Sondersitzung des Ausschusses statt. Aktuelle Umwidmungsansuchen könnten derzeit nicht 

behandelt werden. 

Thematisiert wurde auch die Frage „Wo kann Tiefgrabens Jugend noch bauen?“ und in diesem Zshg. 

eine Auflistung von Flächen durchgeführt, die im Eigentum der Gemeinde stehen. 
 

Straßen- und Mobilitätsausschuss – Obmann-Stv. Johann Parhammer informiert, dass zwei 

Ansuchen um Auflassung von öffentlichem Gut behandelt wurden, derzeit aber keine Empfehlung 

zur Beschlussfassung an den Gemeinderat abgegeben werde. Thema war auch der Auftrag für die 

Sanierung der Brücke Untrergaisberg. 
 

Bildungsausschuss (Kindergarten, Schule, Sport und Kultur) – keine Sitzung 
 

Sozialausschuss (Jugend, Familien, Senioren, Integration und Gesundheit) – keine Sitzung 
 

Umwelt-, Energie-, Wasser- und Kanalausschuss – Obfrau GR Mag. Susanne Mayr-Daringer 

berichtet, dass bei der Sitzung am 16.9. folgende Punkte behandelt wurden: 

- Kleinwasserkraftwerk Kasten 

- Projektstatus Windkraftanlage Saurüssel 

- Einladung zu Vortrag Energiewende in St. Georgen (24.10.) 

- Baumpflanzungen, u. a. am Badeplatz Tiefgraben 

- Lärmschutzwände entlang der A1; die zusätzlich montierten Mittelwände bringen eine zusätzliche 

Verbesserung für die Bewohner am Mondseeberg 

- Fortbildungsmöglichkeiten 

- Rückblick/Ausblick zur Ausschussarbeit 

 

9) Allfälliges 

 

Erledigung Dringlichkeitsantrag: 

 

Klage gegen DI Arch. Johannes Pfeffer, Gaisbergstraße 7, 5310 Mondsee wegen Zahlung und 

Feststellung mit einem Gesamtstreitwert von € 142.212,16 – Modifizierung des 

Feststellungsbegehrens 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer, GR Andreas Machatschek und Ersatz-GR DI Johannes Pfeffer erklären 

ihre Befangenheit 

 



 

 

Unter Berücksichtigung der Vorbringen der klagenden sowie der beklagten Partei in der Tagsatzung 

am 08.05.2025 ergibt sich die Notwendigkeit, das Feststellungsbegehren, wie im Vorbringen der 

klagenden Partei ausgeführt (ON 11.2,1) und nachfolgend in kursiver Schrift dargestellt, zu 

modifizieren: 

 

Im Sinne der E OGH 15.10.2009, 2 Ob 277/08m, wonach es ausreicht, in der Feststellungsklage das 

haftungsbegründende Verhalten zu umschreiben und es nicht notwendig ist, im Klagebegehren auch 

bestimmte Schadensfolgen zu nennen, modifiziert die klagende Partei in Folge der Einwendungen der 

beklagten Partei das Feststellungsbegehren der Einfachheit halber wie folgt: 

 

Es wird zwischen der klagenden Partei und der beklagten Partei festgestellt, dass die beklagte Partei der 

klagenden Partei für alle künftigen Schäden aus 

a) der unsachgemäßen Kostenschätzung vom 11.10.2021, 

b) der unsachgemäßen Planung, 

c) der unsachgemäßen Ermittlung der erforderlichen Leistungen, Mengen und Massen, 

d) der unsachgemäßen Aufstellung von Leistungsverzeichnissen mit Leistungsbeschreibungen, 

e) der unsachgemäßen laufenden Kostenkontrolle samt unterlassener bzw. unvollständiger Aufklärung 

über die laufende Kostenentwicklung beim Projekt der klagenden Partei „Sanierung des 

Kindergartens/Neubau Krabbelstube “(5310 Tiefgraben, Thalgaustraße 7) zu haften hat. 

 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Modifizierung des 

Feststellungsbegehrens beschließen. 

Beschluss: einstimmig (bei Befangenheit Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer, GR Machatschek, Ersatz-

GR DI Johannes Pfeffer). 

 

 

Kindergarten/Krabbelstube: GR August Wieneroither fragt nach dem aktuellen Stand in der Causa 

Kindergarten/Krabbelstube; Bgm. Johann Dittlbacher verweist auf die nächste Tagsatzung beim 

Landesgericht Wels, deshalb wolle er sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht äußern. 

Gemeindegrund: GR Hubert Ehrschwendtner erkundigt sich, wie die Gespräche betreffend 

Grundverkauf im Bereich Autohaus Reiser laufen würden; da könne die Gemeinde Geld lukrieren, ev. 

sollte man auch daran denken, ob nicht im Bereich Obere Thalstraße noch Flächen nutzbar gemacht 

werden könnten. Bgm. Johann Dittlbacher informiert, der Familie Reiser sei die Preisvorstellung der 

Gemeinde bekannt, eine Nachbesserung des Kaufinteressenten sei aber bislang nicht erfolgt. Derzeit 

sei auch nicht davon auszugehen, dass im Gemeinderat die erforderliche 2/3-Mehrheit für den Verkauf 

zustande komme. Betreffend Neubau Feuerwehrhaus für Guggenberg und Hof gebe es zwar Entwürfe, 

aber noch kein konkretes Flächenausmaß. GR Hubert Ehrschwendtner sagt, der Neubau des 

Feuerwehrhauses dränge und dürfe nicht von einem Grundverkauf an Reiser abhängig gemacht 

werden; das Zeughaus der FF Hof sei in einem äußerst bedenklichen Zustand. 

Für das Vorhaben gebe es noch keinen Projektanten, so Bgm. Dittlbacher auf die entsprechende Frage 

von GR Eva Maletzky, es gebe auch keinen konkreten Plan. Amtsleiter Mag. Günter Schardl sagt, das  
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Vorhaben sei in der Prioritätenreihung erfasst; diese enthalte, wie bekannt, aber auch andere Projekte, 

die weiter vorne gereiht seien und aufgrund der budgetären Lage derzeit auch nicht realisiert werden 

könnten. GR Wolfgang Stabauer meint, man solle die vorliegende Grobplanung für den Neubau des 

Feuerwehrhauses weiterverfolgen, der Anteil der Gemeinde an den Kosten sei aufgrund guter 

Förderungen relativ gering. Das stimmt, pflichtet Amtsleiter Mag. Günter Schardl bei, man müsse aber 

im Auge behalten, dass die Gemeinde jedes Vorhaben vorfinanzieren muss und Förderungen erst im 

Nachhinein fließen. GV Ing. Margarethe Buchsteiner weist darauf hin, dass es noch keine Einigkeit 

darüber gebe, ob beim Neubau die Minimal- oder Maximalvariante (Stichwort Laufbahn) verfolgt 

werde. Für Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer ist das Vorhaben Chefsache, GR Hubert Ehrschwendtner 

plädiert dafür, den Wünschen der Feuerwehr zu entsprechen. Für GR Andreas Machatschek ist im 

ersten Schritt das Gemeindegrundstück zu verkaufen, dadurch werde auch ein Neubau des Zeughauses 

leichter finanzierbar. 

Kassenarzt: GR Mg. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer berichtet, dass auf die Ausschreibung keine 

Bewerbung eingegangen sei, deshalb sollte die Ärztekammer die Stelle nochmals ausschreiben. Als 

möglicher Stand sollte auch St. Lorenz einbezogen werden. 

Ein Erste-Hilfe-Kurs für Kinder wird am 22. November angeboten, teilt GR Löberbauer-Purer mit. 

Kindergarten/Krabbelstube: GR Mag. Harald Haider fragt, ob in der Frage ausstehender Förderungen 

seitens des Landes schon eine Entscheidung gefallen sei; Bgm. Johann Dittlbacher verweist abermals 

auf die nächste Tagsatzung beim Landesgericht, dort sei die Sache relevant. 

Neueindeckung Basilika: GR Wolfgang Stabauer fragt, ob auf die Gemeinde Tiefgraben finanziell 

noch “etwas zukomme“; Bgm. Dittlbacher wiederholt, das Vorhaben sei ausfinanziert. Wenn Tiefgraben 

noch etwas beisteuern wolle, sei das eine „Goodwill-Aktion.“ 

Mondseebergstraße: GR Judith Schwaighofer berichtet, dass der Wunsch nach einem 

Verkehrszeichen „Wartepflicht bei Gegenverkehr“ bei der Engstelle auf der Mondseebergstraße von 

der Straßenverwaltung abgelehnt wurde; Begründung: der betreffende Abschnitt sei zu lange. GV  Karl 

Lackner spricht sich für den Ausbau der Straße in diesem Bereich aus; Bgm. Dittlbacher weist darauf 

hin, das falle in die Zuständigkeit der Marktgemeinde Mondsee und der Landesstraßenverwaltung. GR 

Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer will den Status quo eher beibehalten, eine breitere Straße verleite 

nur zu höheren Geschwindigkeiten. 

Informationsfreiheitsgesetz: Amtsleiter Mag. Günter Schardl informiert über die wesentlichen 

Inhalte des neuen Gesetzes. Er appelliert an die Gemeinderäte, aus verwaltungsökonomischen 

Gründen in der nächsten Sitzung eine Übertragungsverordnung zu beschließen, die dem Bürgermeister 

das Recht zur Beantwortung für jene Anfragen einräumt, die in die Zuständigkeit des Gemeinderates 

fallen würden. 

 

10) Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 3.7.2025 (4/2025) 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 03.07.2025 (Nr. 4/2025) keine Einwendung eingebracht wurde und erklärt 

sie für genehmigt. 

 

Ende:  21.30 Uhr 



 

  

Der Bürgermeister:                   Der Schriftführer: 

 

 

 

 

 

(Johann Dittlbacher)                  (VB Hubert Daxner) 

 

Die noch nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde an die Fraktionsobleute am ________________  

abgeschickt. Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne 

Einwendungen genehmigt. 

Protokollfertiger:  

ÖVP:  

 

 
SPÖ+UM:   

 

 
Die GRÜNEN: 

 

 
FPÖ:   


